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1. Einleitung


Die Abteilung Aufsicht und Kontrolle hat die grundlegenden Informationen und Ausgangspunkte für die Kontroll- und Aufsichtstätigkeiten in den territorialen Selbstverwaltungseinheiten im Jahre 2007 und damit zusammenhängende methodische Hilfe den Gemeinden vorbereitet.


Außer diesen Informationen finden Sie in diesem Material auch Informationen über Konzeptprojekte der Abteilung. Es geht um Informationen über die Vorbereitung des neuen Gesetzes über Kontrolltätigkeit in der öffentlichen Verwaltung, das das rechtliche Millieau in der öffentlichen Verwaltung einigen wird und eine Grundlage für die Durchführung der meisten  Kontrolltätigkeiten bilden soll.


Von Bedeutung ist auch die Änderung der Rechtsregelung über Übermittlung der Informationen im Bereich der öffentlichen Verwaltung. Unsere Abteilung hat eine ausführliche Analyse der Regierung vorgelegt, die am Anfang des Jahres darüber verhandelt hat (Regierungsbeschluss Nr. 4 vom 9. Januar 2008). Folgend wird die Gesetznovelle Nr. 106/1999 Slg. über den freien Zugriff auf Informationen vorbereitet, die den Bereich der Subjekte um juristische Personen, die der Staat oder territoriale Selbstverwaltungseinheiten errichtet haben und regeln, und die die festgestellten Anwendungs- und Auslegungsunklarheiten abschaffen sollte.


Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung bereitet noch weitere konzepzionelle und legislative Matrialien vor. Es handelt sich um Vorbereitung der Gesetznovelle über territoriale Selbstverwaltungseinheiten aufgrund des Regierungsbeschlusses Nr. 1199 aus dem Jahre 2006 ( im ersten Halbjahr 2008 wird die Diskussion über mögliche legislative Änderungen der Rechtsregelung über das Verfügen über Vermögen durch die territorialen Selbstverwaltungseinheiten eröffnet).


 Die Abteilung hat auch aufgrund des Regierungsbeschlusses die Analyse der möglichen direkten Wahl der Bürgermeister ausgearbeitet. Dieses wird noch diskutiert.


Die Regierung wird regelmäßig alle 2 Jahre über die öffentliche Verwaltung auf dem Gebiet der übertragenen und auch selbstständigen Wirkungskreise informiert.


Alle Materialien und Informationen über die Tätigkeit der Abteilung finden Sie auf unseren Webseiten www.mvcr.cz/odk.

Wir hoffen, dass diese Publikation Informationen über die Kontroll-ind Aufsichtstätigkeit bringt und Orientierung erleichtert.

2. Tätigkeit der Abteilung Aufsicht und Kontrolle

2.1. Aufsicht

I. Gesetzliche Ausgangspunkte

Für die Aufsicht über die Tätigkeit der Organe der territorialen Selbstverwaltung auf dem Gebiet des selbstständigen Wirkungskreises ist das Innenministerium zuständig. Der gesetzliche Rahmen wird durch Bestimmungen § 123 ff. des Gesetzes  Nr. 128/2000 Slg. über Gemeindeordnung, in der Fassung seiner späteren Änderungen (folgend nur Gemeindeordnung) festgesetzt, in der Aufsicht richtet sich das Innenministerium auch nach außerhalb des Gesetzes Kraft stehenden Rechtsnormen. Das Innenministerium realisiert die Aufsicht über Erlass und Inhalt der allgemeinverbindlichen Verordnungen der Gemeinden und Beschlüsse und über Entscheidungen und Maßnahmen der Gemeindeorgane im selbstständigen Wirkungskreis. Der Regierungsbeschluss Nr. 1181 2006 über Verfahren der Zentralorgane der Staatsverwaltung, der Bezirkstädte, Magistrate der Hauptstadt Prag und der territorial gegliederten Städte mit Sonderstatus steht außerhalb des Gesetzes Kraft, ist aber zugleich verbindlich in der Realisierung der Aufsicht und Kontrollen der territorialen Selbstverwaltungseinheiten. In  der Ausichtsausübung geht das Innenministerium von den Beschlüssen des Verfassungsgerichtes, von der Rechtssprechung anderer Gerichte und von erreichbaren Auslegungsstellungnahmen aus und sorgt für die Übereinstimmung mit den Gesetzen.

Zum Gegenstand der Aufsicht werden vor allem die allgemeinverbindlichen Verordnungen der Gemeinden, die im selbstständigen Wirkungskreis erlassen werden. Regelungen der allgemeinverbindlichen Verordnungen stellen zum Beispiel Regelungen der örtlichen Gebühren, Festlegung der Regeln für die freie Bewegung der Hunde auf freien Geländen, Errichtung und Auflösung der Gemeindeorgane (Gemeindepolizei) usw. dar. 

Es ist konsequent zu respektieren, dass Eingriff des Staates nicht verfassungswidrig sein darf und nur dann zulässig ist, falls es der Gesetzschutz ohne Zweifel erfordert. Die Grenze oder Intensität des Aufsichtseingriffes wird durch  Maß der Gesetzverletzung seitens der Selbstverwaltungsorgane oder  Maß der Überschreitung der Kompetenzen bestimmt. Rechtlichen Rahmen solcher Eingriffe setzt direkt das Gesetz über Gemeinden fest. Ist die allgemeinverbindliche Verordnung der Gemeinde gesetzwidrig, fordert das Innenministerium  die Gemeinde zur Behebung  auf. Falls die Gemeinde die Behebung innerhalb von 60 Tagen nach der Zustellung nicht schafft, entscheidet das Innenministerium über Wirksamkeitsbeanstandung solcher allgemeinverbindlichen Verordnung (§ 123 Abs. 1 des Gesetzes über Gemeinden). Im Falle einer offensichtlichen Widrigkeit dieser allgemeinverbindlichen Verordnung der Gemeinde mit den Menschenrechten und Grundfreiheiten  kann das Inneministerium deren Wirksamkeit auch ohne vorherige Aufforderung zur Mängelbehebung beanstanden (§123 Abs. 2 des Gesetzes über Gemeinden).

Eingriff des Staates in die Ausübung der Aufsicht muss der Verletzug des Gesetzes entsprechen. Gemäß Art. 101 Abs. 4 der Verfassung kann der Staat in die Tätigkeit der territorialen Selbstverwaltungseinheiten nur dann und nur auf gesetzliche Weise eingreifen, wenn es der Gesetzschutz erfordert. Die Aufsichtseingriffe werden in diesen Fällen nur auf das notwendige Maß beschränkt, denn Ziel dieser Eingriffe ist, die festgestellten widergesetzlichen Mängel zu beheben, und zwar nach dem Prinzip der Minimalisierung der Eingriffe in die Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises der territorialen Selbstverwaltungseinheiten. Die repressiven Aufsichtsmaßnahmen werden nur in solchen Fällen geltend gemacht, wenn die Abhilfe nicht freiwillig oder nicht  in der festgesetzten Frist geschaffen wurde.

II. Vorbeugung und Methodik


Vorbeugung ist untrennbarer Bestandteil der Aufsichtstätigkeit über die territorialen Selbstverwaltungseinheiten, deren Ziel ist, die Geltendmachung der repressiven Eingriffe der Aufsicht, also Beanstandung der Wirksamkeit der Rechtsvorschriften der Gemeinden oder der Ausübung von Beschlüssen, Entscheidungen und anderer Maßnahmen der Gemeindeorgane im selbstständigen Wirkungskreis, falls diese durch zuständiges Gericht aufgehoben werden sollen, zu beschränken. Das Verfassungsgericht hat die These ausgesprochen, dass das Innenministerium im Rahmen der Vorbeugung den Gemeinden deutlicher betonen sollte, welche Mängel sie meiden sollen, damit die sonst gut gemeinte Verordnung nicht beim Verfassungsgericht zur Beurteilung vorgelegt werden müsste. Aufgrund dieser Aufforderung bieten die Aufsichtsorgane  den territorialen Selbstverwaltungseinheiten fachgerechte methodische Hilfe bei der Ausübung ihres Wirkungskreises, und zwar auf Antrag oder  aus eigener Initiative. Stellt das Innenministerium einen Widerspruch mit Gesetz oder mit einer anderen Rechtsvorschrift fest, so fordert es aufgrund der schriftlichen Analyse die Gemeinde zur Verhandlung über die Abhilfemöglichkeiten auf und belehrt die Gemeinde über die Dauer des Aufsichtsverfahrens und über die Behebungsfristen. Über die Verhandlung wird dann ein Protokoll geschrieben und zwar auch im Falle, dass die Gemeinde dieses ablehnt. Diese Unterlagen sind Bestandteil des Entwurfs des Innenministeriums über die Aufhebung der Rechtsvorschrift, der an das Verfassungsgericht eingereicht wird, und zwar auch im Falle, dass die Gemeinde die Abhilfe nicht geschaffen hat. 


Langfristige Prevenztätigkeit wiederspiegelt sich in der immer höheren Zahl der Anträge der Gemeinden auf methodische Hilfe bei der Vorbereitung der allgemeinverbindlichen Verordnungen (Konsultationen zum Entwurf der Texte) und in der immer niedrigeren Zahl der Entwürfe seitens des Innenministeriums auf Aufhebung der allgemeinverbindlichen Verordnungen durch Verfassungsgericht (siehe Übersicht der methodischen Hilfe, Teil 3) .


Wie schon angeführt ist die Intensität des Aufsichtseingriffes durch die Intensität der Gesetzverletzung gegeben. Gemäß der Rechtssprechung des Verfassungsgerichtes kann die Gemeinde in der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises nicht in Form von allgemeinverbindlichen Verordnungen solche Fragen lösen, die nur der gesetzlichen Regelung unterliegen, und kann nicht solche Angelegenheiten regeln, die schon durch Vorschriften des öffentlichen und des privaten Rechts geregelt werden. Die Auferlegung von Pflichten und Festlegung von Beschränkungen der allgemeinverbindlichen Verordnungen wird ohne gesetzliche Bevollmächtigung nicht zugelassen. Blose Paraphrase von Bestimmungen der Rechtsvorschriften ist auch nicht möglich. In solchen Fällen sind nicht repressive Maßnahmen sondern Bemühung, den Gemeinden methodische Hilfe (rechtliche Analyse, Benennung von Gesetzwidrigkeiten, Begründung der Beschlüsse des Innenministeriums in Sachen der Gesetzwidrigkeiten und empfohlene Maßnahmen) zu leisten, geeignet.

2.2. Kontrolle

2.2.1. Kontrolle der Ausübung und Geltendmachung des selbstständigen Wirkungskreises der Gemeinden

I. Neue Regelung  der Kontrolle über den selbstständigen Wirkungskreis der Gemeinden, gültig vom 1.Juli 2006


Die Gesetznovelle 128/2000 Slg. über Gemeinden (Gemeindeordnung), in der Fassung ihrer späteren Änderungen, hat sog. Kontrolle der Aufgabenerfüllung im selbstständigen Wirkkungskreis neu eingeführt, die beurteilen soll, ob die territorialen Selbstverwaltungseinheiten die gesetzlich auferlegten Pflichten erfüllt haben. Diese Kontrolle realisiert ausschließlich das Innenministerium. Kapitel VII, § 129 und 129a der Gemeindeordnung, bestimmt die Kontrollorgane, Gegenstand der Kontrolle, Kontrollverfahren, Auswertung der Ergebnisse und Behebung der Mängel.


In diesem Zusammenhang ist es zu erwähnen, dass die Gemeindeordnung Kontrolle als subsidiäres Instrument der Kontrolle über die Erfüllung der Pflichten durch territoriale Selbstverwaltungseinheiten konzipiert. Der Kontrolle seitens Innenministeriums unteliegen nur solche Aufgaben, die kein besonderes Kontrollverfahren gesetzlich bestimmt, und wo kein allgemeines Kontrollverfahren angewendet werden kann. Zum Gegenstand der Kontrolle wird nicht z.B. die Wirtschaftsfűhrung der territorialen Selbstverwaltungseinheiten und Verfügen über das Vermögen (mit Ausnahme der bestimmten, in der Gemeindeordnung festgesetzen Pflichten), denn die Wirtschaftsführung wird durch ein Sonderverfahren (Gesetz Nr.420/2004 Slg, über Wirtschaftskontrolle der territorialen Selbstverwaltungseinheiten und der freiwilligen Gemeindeverbände) überprüft, und die Anwendung des allgemeinen Prozessverfahrens wird also ausgeschlossen. Der Kontrolle unterliegt z.B. auch nicht die Erfüllung von Pflichten, die das Gesetz über die öffentlichen Aufträge (Gesetz Nr.137/2006 Slg.) oder die Normen der sog. öffentlichen Förderung regeln. In beiden Fällen setzen die einzelnen Sonderrechtsvorschriften eigene Kontrollverfahren fest. Ähnlich unterliegen der Kontrolle des Innenministriums auch nicht solche Angelegenheiten, die der Kontrolle laut Gesetz Nr.320/2001 Slg. über die Finanzkontrolle unterliegen.

Beispiele der Kontrolle der Augabenerfüllung im selbstständigen Wirkungskreis:

· Einhaltung von Fristen für Erledigung der Entwürfe, Anmerkungen und Initiativen der Bürger (§ 16 Abs. 2 , Gemeindeordnung),

· Veröffentlichung der Vorhaben zum Verkauf, Umtausch oder Schenkung der Immobilien auf der Amtstafel (§ 39 Abs. 1, Gemeindeordnung),

· Erfüllung der gesetzlich festgelegten Pflichten im Zusammenhang mit der Sitzung der Vertretungskörperschaft (Einberufung, Verlauf der Sitzung, Protokoll, Beschlüsse usw., § 92 – 97, Gemeindeordnung),

· Erfüllung von gesetzlichen Pflichten im Zusammenhang mit der Sitzung des Gemeinderates (§ 101, Gemeindeordnung).


Es ist noch anzuführen, dass das Innenministerium die Kontrollen der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises aufgrund der äußeren Anlässe voraussetzt, bzw. aufgrund der Anlässe, die bei den Kontrollen der Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung erworben wurden. Dies bedeutet aber automatisch nicht, dass jede Einreichung, die innhaltlich als Anlass zur Kontrolle ausgewertet wurde, egal ob es z.B. Beschwerde benannt wird, Anlass zur Kontrolle werden muss. In der ersten Phase wird die Gemeinde beantragt, Unterlagen und Stellungnahme zu dieser Sache zu schicken. Dabei wird die Gemeinde darauf aufmerksam gemacht, dass aufgrund der Auswertung der Unterlagen über das folgende Verfahren (einschließlich der möglichen Aufsichtsmaßnahmen oder Kontrolle der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises) entschieden wird. Wir gehen nämlich davon aus, dass die Gemeinde schon bei der Formulierung ihrer Stellungnahme und beim Kompletieren der Unterlagen die möglichen Mängel und Fehler selbst feststellen und auch möglichst schnell die Abhilfemaßnahmen treffen kann. Es sind viele Beispiele zu nennen, wo die Stellungnahme der Gemeinde zugleich die Informationen über schon getroffene oder derzeit vorbereitete Maßnahmen zur Mängelbehebung schon einbegriffen hat. Also die Auswirkung der Kontrolle wurde noch vor der Kontrolle selbst erreicht.

II. Kommunale Selbstverwaltung und Kontrolle der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises


Kontrolle der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises der Gemeinden kann man keinesfalls als grundsätzliche Änderung des in der Verfassung garantierten Rechts der terrritorialen Selbsteverwaltungseinheiten auf eigene Selbstverwaltung verstehen. Dieses Recht ist im Art. 100 Abs.1 und Art. 101 Abs. 4 der Verfassung der Tschechischen Republik  und im § 7 der Gemeindeordnung verankert und im Sinne dieser Gesetze verwaltet die Gemeinde ihre eigenen Angelegenheiten selbstständig (folgend nur selbstständiger Wirkungskreis) und die Staatsorgane und Bezirksorgane können in den Wirkungskreis der Gemeinden nur dann eingreifen, falls es der Gesetzschutz erfordert, und nur auf solche Weise, die das Gesetz festlegt. Bei der Kontrolle der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises geht es auf keinen Fall um Beschränkungen oder Eingriffe in den selbstständigen Wirkungskreis. Das Innenministerium als Kontrollorgan formuliert nur die Kontrollergebnisse und die Gemeinden müssen selbst die konkreten Abhilfemaßnahmen vorschlagen und treffen. Das liegt schon ausschließlich im Wirkungskreis des Bürgermeisters und der Vertretungskörperschaft. Nach diesem Prinzip (§ 129a Abs. 8, Gemeindeordnung) macht der Bürgermeister oder der beauftragte Stellvertreter die Vertretungskörperschaft auf der nächsten Sitzung mit den Kontrollergebnissen bekannt. Falls bei der Kontrolle widergesetzliche Verfahren der Gemeinde festgestellt wurden, werden Maßnahmen zur Behebung der Folgen und zur Vermeidung der Fehler vorgelegt, eventuell wird bekanntgegeben, dass dieses schon geschehen war. Informationen über die Verhandlungen der Vertretungskörperschaft der Gemeinde in dieser Sache, incl. Maßnahmen oder Weise der Abhilfe im widergesetzlichen Verfahren der Gemeinde, gibt die Gemeinde auf der Amtstafel unverzüglich und für die Dauer von mindestens 15 Tagen bekannt. Dieses Prinzip ermöglicht den Bürgern direkte Überprüfung der Kontrollergebnisse, der Verhandlungen über die festgestellten Mängel und der Lösungen. Es ist noch zu betonen, dass die Arbeit des Innenministeriums als Kontrollorgans der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises nicht mit der Protokollübergabe oder mit dem Abschluss des Konsultationsverfahrens endet. Falls das Kontrollprotokoll festgestellte Mängel enthält, wird die Kontrolle mit der Besprechung der Beschlüsse, der Annahme von konkreten und Abhilfemaßnahmen und mit der Veröffentlichung der Kontrollergebnisse und der angenommenen Maßnahmen auf der Amtstafel der Gemeinde abgeschlossen. Wir überprüfen auch, ob der Bügermeister (oder sein Vertreter) diese gesetzlich auferlegte Pflicht erfüllt hat.

III. Verhältnis Kontollorgan – kontrollierte Gemeinde


Zwecks der gleichen Stellung des Kontrollorgans und der kontrollierten Gemeinde sind ganz genau sowohl die Berechtigungen als auch die Pflichten des Kontrollorgans abgegrenzt. Diese Berechtigungen und Pflichten decken ganz genau das ganze Kontrollverfahren, also von der Bekanntmachung bis zu der Verhandlung über die Kontrollergebnisse und Übergabe des Protokolls dem Bürgermeister oder dem beauftragten Stellvertreter. Dem Umfang solcher Berechtigungen entspricht dann die gesetzlich festgelegte Pflicht der kontrollierten Gemeinde, die sämtliche Zusammenarbeit zu bieten, die im Einklang mit der Bestimmung § 129a Abs. 2 der Gemeindeordnung ist. Der natürlichen Person, also nicht der kontrollierten Gemeinde, die verursacht hat, dass die Gemeinde die angeführte Pflicht der Zusammenarbeit nicht erfüllt hat, kann das Kontrollorgan eine Geldstrafe bis in die Höhe von 50 000,- Kč auferlegen, und zwar wiederholt, maximal in die Höhe von 200 000,- Kč (§ 129 c der Gemeindeordnung).

Andererseits verpflichtet die gültige Rechtsregelung das Kontrollorgan, Hilfe beim Suchen und Beheben der festgestellten Mängel zu leisten. Diese Pflicht ist in der Bestimmung § 129a Abs. 4 lit.g der Gemeindeordnung verankert und gemäß dieser Bestimmung führt der Kontrollierende auf Antrag des Bürgermeisters oder seines beauftragten Stellvertreters auch die Empfehlungen zur möglichen Behebung der festgestellten Mängel im Protokoll an.

Das Gesetz verankert zugleich die Möglichkeit des zweistufigen Schutzes der kontrollierten Gemeinde vor den eventuellen ungenauen oder mangelhaften Beschlüssen. Der Bürgermeister,eventuell sein beauftragter Stellvertreter, hat die Möglichkeit, Einsprüche gegen das Kontrollprotokoll zu erheben, und zwar innerhalb von 15 Tagen nach der Übernahme. Falls der Kontrollierende die Einsprüche nicht anerkennt, kann der Bürgermeister, eventuell sein beauftragter Stellvertreter, die Berufung gegen diesen Beschluss erheben, und zwar innerhalb von 15 Tagen nach der Zustellung. Das Kontrollorgan ist verpflichtet über die Berufung innerhalb von 30 Tagen nach der Zustellung zu entscheiden. Gegen diesen Beschluss ist keine andere Berufung möglich. Beim Entscheiden über die Einsprüche und Berufung gegen den Beschluss wird nicht nach der Verwaltungsordnung vorgegangen. Ausnahmen bilden die Bestimmungen über die Grundsätze der Tätigkeit der Verwaltungsorgane, über die Zustellung und über inhaltliche und formelle Erfordernisse der Beschlüsse.

Kontrolle der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises ist ein ganz neues Element in der Rechtsregelung der territorialen Selbstverwaltung. Obwohl die Kontrolle erst seit 1.7.2006 wirksm ist, hat die Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung schon gute Erfahrungen erworben. Diese bestätigen, dass es beim überlegten Zutritt möglich ist, diese Kontrolle nicht nur zur Enthüllung und Abgrenzung der meist ungewollten Mängel und der fehlerhaft angewendeten Vorgänge der Gemeindeorgane, sondern auch zum gemeinsamen Suchen und Finden der Lösungen und zur Behebung der festgestellten Mängel auszunützen. Dadurch kann die Kontrolle der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises zu einem bedeutenden Instrument werden, das die Qualität im Funktionieren der territoraialen Selbstverwaltung verbessern wird.

Übersicht der Kontrollergebnisse finden Sie in der Anlage.

2.2.2.Kontrolle der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises 

I. Kontrolle der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises und grundsetzliche Änderungen auf dem Gebiet der Kontrolle vom 1. Juli 2006



Auf diesem Gebiet ist es zu mehreren Änderungen gekommen, die das Gesetz Nr. 234/2006 Slg. und der Regierungsbeschluss Nr. 507 vom 10. Mai 2006 mitgebracht haben. Dieser Regierungsbeschluss hat dem Innenminster auferlegt, zum 30. September 2006 das System der Aufsicht und Kontrolle der territorialen Selbstverwaltungseinheiten durch Zentralverwaltungsorgane zu aktualisieren.


Kontrolle des übertragenen Wirkungskreises, die den Gemeindeorganen anvertraut wurde, üben weiterhin die Bezirksorgane oder die zuständigen Ministerien aus, falls ein Sondergesetz diese Kompetenz ermöglicht. Kontrolle der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises, die den Organen der Stadbezirke und Stadtteile der territorial gegliederten Städte mit Sonderstatus anvertraut wurde, führen die Magistrate der territorial gegliederten Städte mit Sonderstatus im übertragenen Wirkungskreis durch. Kontrolle der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises, die den Bezirksorganen anvertraut wurde, führen die sachlich zuständigen Ministerien oder andere Zentralverwaltungsorgane durch.


Grundsätzliche Änderung in der Kontrolle des übertragenen Wirkungskreises ist Transfer dieser Regelung aus dem Gesetz Nr. 129/2000 Slg. über Bezirke, in der Fassung seiner späteren Änderungen (früher Bestandteil des Kapitels VIII ) in das Gesetz Nr. 128/2000 Slg. über Gemeinden, in der Fassung seiner späteren Änderungen (derzeit Bestandteil des Kapitels VII ). 


Die kontrollierenden Zentralverwaltungsorgane konzentrieren sich bei der Kontrolle der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises vor allem darauf, ob die Bezirksorgane die Gesetze, andere Rechtsvorschriften, Regierungsbeschlüsse, Richtlinien der Zentralverwaltungsorgane und Maßnahmen der zuständigen Organe der öffentlichen Verwaltung, die bei der Kontrolle der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises getroffen wurden, einhalten.


Gegenstände der Kontrolle, die die Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung des Innenministeriums durchführt, sind:

1. Organisationssystem der Kontrollen in der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises der Gemeinden,

2. System der Aufsicht über die Ausübung der selbstständigen und übertragenen Wirkungskreise, die die Gemeinden durchführen,

3. System der fachlichen und methodischen Hilfe den Gemeinden,

4. Erteilung der Zustimmungen zu öffentlich–rechtlichen Verträgen der Gemeinden und deren Änderungen,

5. Einhaltung der Regierungsbeschlüsse,

6. Organisationsangelegenheiten – Erlass des Amtsblattes der Rechtsvorschriften, Amtstafel, Zusendung von eigenen Vorschriften an das Innenministerium.

II. Koordinationsrolle des Innenministeriums

Das Innenministerium hat die Aufgabe, den Kontrollvorgang in der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises zu koordinieren. In diesem Zusammenhang bearbeitet das Innenministerium vor allem die Kontrollergebnisse und den Kontrollplan der Bezirke und der Hauptstadt Prag.

Plan der Kontrollen der Bezirke und der Hauptstadt Prag für die Jahre 2008 und 2009

Das Innenministerium arbeitet regelmäßig in zweijährigen Zeitspannen die Kontrollen der Bezirke und der Hauptstadt Prag ( im Folgenden nur „Bezirk“) aus.


Die Kontrollen führen die Zentralverwaltungsorgane durch, in deren Wirkungskreis die Ausbüng der Staatsverwaltung angerhört.

Kontrolliert werden in den einzelnen Jahren folgende Bezirke:

2008 – Jihomoravský, Královéhradecký, Olomoucký, Plzeňský, Středočeský und Ústecký

2009 – Jihočeský, Karlovarský, Liberecký, Pardubický, Vysočina, Moravskoslezský, Zlínský und die Hauptstadt Prag


Durchführung von Kontrollen über den Rahmen des ausgearbeiteten Plans ist als Reaktion auf aktuelle Bedürfnisse nicht beschränkt. Falls die Kontrollorgane die Kontrollen der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises der territorialen Selbstverwaltungseinheiten über den Rahmen der geplanten Kontrollen realisieren, informieren sie dann halbjährig das Innenministerium, und zwar zum 15. Juni und zum 15. Januar.

Bewertungsbericht über die Kontrollergebnisse der selbstständigen und übertragenen Wirkungskreise der territorialen Selbstverwaltungseinheiten


Der Regierung ČR wird vom  Innenministerium die Auswertung von Kontrollen der Bezirke und der Hauptstadt Prag regelmäßig in zweijährigen Zeitspannen vorgelegt. Dieser Bericht hat das Ziel, die Regierung über die Ausübung der selbstständigen und übertragenen Wirkungskreise durch die Organe der territorialen Selbstverwaltungseinheiten komplex und übersichtlich zu informieren und gleichzeitig über die Wirksamkeit der Rechtsregelung der Kontrollen und über die Auswirkung zu berichten. Deshalb orientiert sich der Bericht erstens auf Beurteilung der Ausübung der Wirkungskreise, die den Gemeindeorganen, Bezirksorganen und den Organen der Hauptstsdt Prag anvertraut wurden, und deren Auswertung durch zuständige Kontrollorgane, zweitens auf die vorgeschlagenen Maßnahmen im Falle der festgestellten Mängel oder Reserven in der Tätigkeit der kontrollierten Organe und drittens auf die Auswertung der Vorgänge und Organisation der Kontrollen, die die einzelnen Verwaltungsorgane durchgeführt haben

3. Methodische Hilfe den territorialen Selbstverwaltungseinheiten (vor allem den Gemeinden)

Formen der methodischen Tätigkeit:

1. Angebot von fachlichen Konsultationen den Gemeindevertretern. Territoriale Abteilung Aufsicht und Kontrolle leistet neben der Aufsicht- und Kontrolltätigkeit auch fachliche und methodische Hilfe den Gemeindevertretern :
a. veranstaltet regelmäßig sog. Konsultationstage, wo die Vertreter des Innenministriums direkt in Regionen, also möglichst nahe den Gemeinden, methodisch helfen (Plan der Konsultationstage und Kontaktadressen sind auf Internetseiten der Abteilung Aufsicht und Kontrolle zu finden)

b. bietet persönliche Konsultationen direkt in den Gemeinden

c. veranstaltet thematisch orientierte Beratungen und Treffen der Gemeindevertreter

d. abreitet schriftliche Stellungnahmen auf Verlangen der Gemeinden aus

e. nützt die e-mail-Korrespondenz aus, zur Zeit ist die Abteilung schon mit 6000 Gemeinden vernetzt

f. beteiligt sich an Beratungen der Gemeinden, resp. der Bezirksämter.

2. Angebot von Informationen auf Internetseiten. Auf der Webseite der Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung (www.mvcr.cz/odk) wird eine ganze Reihe von methodischen Materialien veröffentlicht, die die Orientierung in der Bildung der Rechtsvorschriften erleichtern sollen. Es sind vor allem zu nennen:

- Komplexe Stelllungnahmen zum Erlass von Rechtsvorschriften der Gemeinden

· Musterrechtsvorschriften der Gemeinden

· Regeln zum Erlass von Rechtsvorschriften der Gemeinden

· Übersicht der gesetzlichen Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsvorschriften der Gemeinde und Bezirke

· Übersicht der Entscheidungen des Verfassungsgerichtes über die Problematik der territorialen Selbstverwaltung

· Methodik zu Verordnungen über öffentliche Ordnung und Reinheit in der Gemeinde

· Stellungnahmen der Abteilung

3. Teilnahme der Vertreter des Innenministeriums an Treffen mit Bürgermeistern und anderen Vertretern der Gemeinden, an Berarungen mit Direktoren der Bezirksämter, wo die Teilnehmer mit aktuellen Informationen auf dem Gebiet der Aufsicht und Kontrolle bekannt gemacht werden.

4. Bildung von offiziellen Auslegungsstellungnahmen zu aktuellen Anwendungsproblemen, die sich vor allem auf Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises der Gemeinden und auf Erlass von Rechtsvorschriften der Gemeinden beziehen. Diese Stellungnahmen sind auch auf Webseiten des Innenministeriums veröffentlicht. Die Stellungnahmen gehen überwiegend von den Beschlüssen aus, die in den Beschlüssen des Verfassungsgerichtes enthalten sind und die zur Ausübung der Aufsicht verbindlich sind.

5. Außer der methodischen Hilfe veranstaltet unsere Abteilung:
· einmal monatlich (immer den 1. Dienstag im Monat) interne Beratungen mit den Leitern der territorialen Aufsichtsabteilungen, an denen auch die Mitarbeiter der Bezirksämter, die die Aufsicht duchführen, teilnehmen können

· einmal pro Quartal – Beratungen mit den Mitarbeitern der Bezirksämter, die die Aufsicht ausüben. Auf diesen Beratungen werden aktuelle, mit der Aufsicht und Kontrolle zusammenhängende Auslegungsprobleme gelöst

· einmal monatlich – Konsultationstage, die zur Diskussion über konkrete Probleme dienen und vor allem für die Mitarbeiter der Abteilung und Mitarbeiter der Bezirkämter bestimmt sind.

6. Die Abteilung veranstalltet auch Fachseminare zum ausgewählten Problembereich. In Jahren 2006 und 2007 wurden folgende Seminare realisiert:

·  Zum Thema Aufsicht über den selbstständigen Wirkungskreis der Gemeinden - Juni 2006

· Tätigkeit des Ombudsmannes – Mai 2006

· Koordinationsberatung zur Kontrolle – Juni 2006

· Zum Thema öffentliche Förderung in Zusammenarbeir mit dem Amt für Wettbewerbschutz – September 2006

· Zum Thema Beschwerden – November 2006

· Zum neuen Baugesetz – Februar 2007

· Zum Thema Einreichungen in der öffentlichen Verwalung – Mai 2007

· Zum Thema Finanzwirtschaft der territorialen Selbstverwaltungseinheiten - Mai 2007

· Zur öffentlichen Ordnung - September 2007

· Koordinationsberatung zum Bewertungsbericht über die Kontrollen der Ausübung des übertragenen Wirkungskreises der Bezirksämter – September 2007

· Zum Gesetz über den freien Zugriff auf Informationen, Arbeitsberatung , November 2007

· Zum Gesetz über Interessenkonflikt – Dezember 2007

Für das Jahr 2008 werden vorbereitet:

· Arbeitsberatung zur Gesetznovelle über die territorialen Selbstverwaltungseinheiten

· Analyse der Wirksamkeit des Gesetzes über die Erteilung von Informationen

Anm.:Protokolle aus den Seminaren sind auf http://www.mvcr.cz/sprava/mistni/dokumenty.html zu finden

4. Vorbereitung des neuen Gesetzes über die Kontrolltätigkeit


Das Innenministerium, konkret die Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung, hat schon im Jahhre 2005 unter der Teilnahme der Ministerien und anderer Verwaltungsämter die Analyse des bestehenden Kontrollsystems in der öffentlichen Verwaltung durchgeführt. Es hat sich bestätigt, dass die derzeitige Rechtsregelung der Kontrollverfahren sehr zersplittert, uneinig und manchmal duplizit ist. Die Kontrolle in der öffentlichen Verwaltung wird zur Zeit durch mehr als 200 Rechtsvorschriften geregelt. Die meisten Vorschriften lösen zwar die materiell-rechtlichen Fragen aber das eigentliche Kontrollverfahren der zuständigen Organe wird durch mehr als 60 Rechtsvorschriften geregelt. Manche Verfahren werden in Sondergesetzen unterschiedlich bezeichnet, wie z.B. Aufsicht, oberste Staatsaufsicht, Inspektion, Kontrolle, Überwachung, und sind dabei inhaltlich sehr ähnlich oder sogar identisch.


Zu den Ergebnissen der Analydse hat die Regierung in Jahren 2005 und 2006 noch andere Beschlüsse angenommen, die sich mit der legislativen Lösung der Kontrollverfahren in Zukunft befassen werden. Neue Regierung setzte die angetretene Entwicklungsrichtung fort und billigte am 18. Juni 2007 durch den Beschluss Nr. 672 das sachliche Vorhaben des Gesetzes über Kontrolle und des Gesetzes, das einige Gesetze im Zusammenhang mit der Gesetzfassung ändern wird. Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung des Innenministeriums hat für die Vorbereitung des sachlichen Vorhabens Sorge getragen und wird auch die beiden neuen Gesetze vorbereiten. Es ist noch zu betonen, dass vor allem die Vorbereitung des Änderungsgesetzes ohne enge Zusammenarbeit mit anderen Zentralverwaltungsorganen nicht möglich wäre, denn gerade diese haben in den vergangenen Jahren die Entwürfe der obengenannten Sondervorschriften vorbereitet, die das Kontrollverfahren unterschiedlich regeln.


Zum Ziel der neuen Rechtsregelung wird, die bisherige unbegründete Zersplitterung der Regelungen in einzelnen Branchenkontrollverfahren in möglichst großem Maß abzuschaffen und die Anzahl der speziellen Verfahren, die die Sondergesetze regeln, zu minimalisieren und zwar auf solche Weise, dass das größte Volumen der Kontrollverfahren (nach der Absprache mit den sachlich zuständigen Zentralverwaltungsämtern) dem neuen allgemeinen Gesetz über Kontrolle untergeordnet wird.

Einheitliche Verfahrensregeln werden vor allem in den folgenden Kontrollen geltend gemacht:

· in den äußeren Verwaltungskontrollen, d.h. Kontrollen, die die Verwaltungsorgane aufgrund der Sondergesetze auf verschiedenen Gebieten der öffentlichen Verwaltung gegenüber den nicht untergeordneten natürlichen und juristischen Personen ausüben und die in der Rechtsordnung meistens als Staatsaufsicht, Aufsicht, Inspektion, Staatskontrolle u.ä. bezeichnet werden, und für welche bis jetzt die Regeln des Gesetzes über die Staatskotrolle und noch öfter die teilweise abweichenden Regeln der Sondergesetze angewendet wurden. In diesem Kontrollbereich wird das Gesetz über Kontrolle am breitesten geltend gemacht (es geht um Kontrollen in Gesundheitswesen, Sozialsicherung, Kultur, Verkehr, Geldwesen, Umweltschutz, Feuerwehrschutz u.a.),

· in den Kontrollen des übertragenen Wirkungskreises der Subjekte der territorialen Selbstverwaltungseinheiten seitens der Zentralverwaltungsämter gegenüber den Gemeinden. Hier wurden bisher die Kontrollregeln der Gesetze über territoriale Selbstverwaltungseinheiten angewendet. Künftig wird die Aufsicht über den Erlass der Verordnungen und anderer Akten der territorialen Selbstverwaltungseinheiten im übertragenen Wirkungskreis eine Ausnahme bilden,

· in den Kontrollen der Einhaltung von gesetzlichen Pflichten der Subjekte der territorialen Selbstverwaltung in der Ausübung des seblstständigen Wirkungskreises, die das Innenministerium realisiert. Ausnahme bildet wieder Aufsicht über den Erlass von allgemeinverbindlichen Verordnungen und von anderen Akten der territorialen Selbstverwaltungseinheiten, die im selbstständigen Wirkungskreis erlassen wurden. Die Aufsicht wird aufgrund einer komplexen Sonderregelung realisiert und kann im Falle der Gesetzwidrigkeit  und Unwilligkeit zur Mängelbehebung einen Gerichtseingriff erfordern,

· in den Kontrollen der Einhaltung der gesetzlichen Pflichten der Subjekte der Interessenselbstverwaltung, d.h. der Branchenkammer und Interessenverbände, seitens der Zentralverwaltungsämter und anderer berechtigten Subjekte, die oft sehr lückenhafte Regeln der Sondergesetze, die die Interessenverwaltung regeln, anwenden,

· in den Kontrollen der Einhaltung von Pflichten der Organe der Staatsverwaltung wie z. B Finanzämter und Arbeitsämter seitens der zentralen oder höheren Organe der Staatsverwaltung und der Organisationseinheiten und Zuschussorganisationen, die der Staat oder territoriale Selbstverwaltungseinheiten errichtet haben und für welche bisher uneinige Regeln einiger Sondergesetze  oder nur interne normative Instruktionen angewendet werden. Es geht z.B. um Kontrollen des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung über Arbeitsämter und Sozialfürsorgeämter, Kontrollen der Bezirksverwaltungsämter über untergeordnete Gebietsverwaltungsämter u.ä.. Dieser zuletzt genannte Kontrollbereich wird in der Beziehung der Unter- und Überordnung abgewickelt, was bisher das allgemeine Gesetz über Staatskontrolle ausgeschlossen hat. Das Innenministerium ist gemeinsam mit den meisten Ressorten zum Schluss gekommen, dass auch so ein Typ von Kontrollen einheitliche Regeln (Voraussehbarkeit der Verfahren, vorher festgesetzte Berechtigungen und Pflichten der Kontrollierenden und der Kontrollierten u.a.) benötigt.


Über die Arbeitsversion des Gesetzes über die Kontrolle wird im Jahre 2008 im Rahmen des Konsultationsteams, das die Vertreter des Innenministeriums, Abgeordnete des Parlaments der Tschechischen Republik, Vertreter der Vereinigung der Bezirke der Tschechischen Republik und des Städte- und Gemeindeverbandes bilden werden, diskutiert. Die Arbeitsversion des Gesetzes über Kontrolle sollte als Grunglage für Verhandlungen mit einzelnen Ressorten dienen. Diese Verhandlungen werden im Jahre 2008 verlaufen, wobei diese Version mit bisherigen Abweichungen der Kontrollverfahren in Sondergesetzen verglichen wird. Abschaffung von solcher Abweichungen wird dabei auch berücksichtigt und die Zahl der Ausnahmen der allgemeinverbindlichen Regelungen sollte minimalisiert werden. Jedes zuständige Ressort oder anderes Zentralverwaltungsorgan, unter dessen Kompetenz die spezielle Kontrolltätigkeit fällt, wird sich bemühen müssen, Ausschließung des Gesetzes über Kontrolle in seinem Bereich oder seinen Akten zu begründen.


Durch den Regierungsbeschluss vom 18. Juni 2007 Nr. 672 wurde der Termin zur Vorlegung des Gesetzentwurfes über Kontrolle und des Änderungsgesetzes auf 30. Juni 2009 verlegt.

5. Analyse der Wirkung des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen


Durch den Regierungsbeschluss vom 25. Oktober 2006 Nr. 1199, über die Strategie der Regierung im Kampf gegen die Korruption für die Jahre 2006 bis 2011 wurde der Innenminister beauftragt, Analyse der Wirksamkeit des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen (Gesetz Nr. 106/1999 Slg. über den freien Zugriff auf Informationen, im Sinne seiner späteren Änderungen) hinsichtlich des Umfangs der geltendgemachten öffentlichen Kontrolle der Staatsorgane, Bezirke, Gemeinden und deren Organisationseinheiten, Zuschussorganisationen und Rechtspersonen, die diese im Sinne der Bestimmungen des Handelsgesetzbuches und durch das Gessetz über die Errichtung der Rechtspersonen geregelt werden, auszuarbeiten. Nach der Einleitung der Arbeiten hat sich aber gezeigt, dass qualite Ausarbeitung der Analyse des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen umfangreiche und ausführliche Informationen und Erkenntnisse in der praktischen Anwendung des Gesetzes über Informationen und nachfolgende Beurteilung und Auswertung erfordert. Diese Erkenntnisse konnte man aber nur aufgrund der Zusammenarbeit mit den Subjekten (vor allem mit den Ministerien, anderen Zentralverwaltungsämtern, Bezirken, Städten mit Sonderstatus und einigen ausgewählten öffentlichen Institutionen) und auch mit Personen, die das Gesetz zum Erwerb der Informationen von diesen Subjekten ausnűtzen, beschaffen. Das Innenministerium hat zu diesem Zweck das Projekt der Analyse vorbereitet und der Regierung im Termin vorgelegt. Die Regierung hat dieses Projekt am 12. März 2007 im Beschluss Nr. 221 zugelassen. Das Innenministerium hat dabei die Gelegenheit ausgenützt, die ursprüngliche Aufgabenstellung der Analyse, die im Grunde nur zur Auswertung des gesetzlich festgelegten Bereichs der Subjekte führen sollte, noch um die Auswertung von anderen Fragen, die mit der praktischen Anwendung des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen, mit dem Umfang des Rechtes auf Informationen und mit Durchführungsfragen zusammenhängen, zu erweitern. Diese breitere Konzeption verlangte auch Verlängerung des Termins zur Vorlegung der Analyse und deshalb wurde der Termin durch Beschluss Nr. 221 bis zu Ende 2007 verlegt.


Die Problematik des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen wurde im Jahre 2007 als  Ziel der Regierung Nr. 97 (07.05) gesetzt. Diese Aufgabe wurde dem Innenministerium anvertraut. Das Innenministerium soll die Novellen der Gesetzvorschriften so vorzubereiten, dass alle Angaben und Informationen über die Entscheidungen und Tätigkeit der Organe in der öffentlichen Verwaltung und der Subjekte, die der Staat oder territoriale Selbstverwaltungseinheiten errichten oder regeln (samt der Tochtergesellschaften), der Öffentlichkeit zugänglich sind, nur mit Ausnahme der geheimen Informationen. Da die Vorbereitung der betreffenden Gesetznovellen und eine ausfürliche Analyse des gültigen Rechtszustandes erfordert, stellt die Analyse des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen gleichzeitig die erste Phase der Erfüllung von Regierungszielen dar. Deshalb wurde auch der ursprüngliche Gegenstand der Analyse um Beurteilung der legislativen Möglichkeiten zur Erweiterung des Informationsbereichs, resp. um Abwägung der Möglichkeit, den Bereich der Subjekte zu erweitern und einige Ausschließungen zu beschränken, erweitert.


Das Innenministerium hat sich bemüht, eine objektive und unparteiliche Übersicht der Anwendungsprobleme und mögliche Lösungen vorzulegen. Obwohl die meisten Informationen von den Mitteilungen der Subjekte geschöpft wurden, strebte man danach, jede Einseitigkeit zu meiden. Man kann natürlich Mängel in der Anwendung des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen treffen, sei es nicht ganz eindeutige Auslegung des Gesetzes oder mangelhafte Anwendung des Gesetzes. Man muss objektiv zugeben, dass die bestehende Form des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen Missbrauch oder Umgehung des Gesetzes seitens der Antragsteller (typisch sind die Bemühungen, die Kosten laut § 17 des Gesetzes über den freien Zugriff auf Informationen nicht zu erstatten) ermöglicht.


Diese Analyse soll die bestehenden Probleme beschreiben und die Abhilfemöglichkeiten beurteilen, soll zugleich als methodische Hilfe oder Information über aktuelle Auslegungsprobleme und mögliche Lösungen dienen.


Noch bevor die Analyse der Regierung vorgelegt wurde, wurde sie an alle teilgenommene Subjekte gesendet, auf den Internetseiten der Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung des Innenministeriums http://www.mvcr/odk veröffentlicht, damit sich auch die Öffentlichkeit dazu äußern konnte. Alle geltendgemachten Anmerkungen wurden bearbeitet und das Ergebnis wurde der Regierung vorgelegt und auf Internetseiten veröffentlicht.


 Die Regierung hat über dieses Material verhandelt und hat dies als Regierungsbeschluss Nr. 4 vom 9. Januar 2008 gebilligt. Folgende Etappe ist dann die Vorbereitung der Gesetznovelle Nr. 106/1999 Slg. über den freien Zugriff auf Informationen, die den Subjektenbereich um durch Staat oder territoriale Selbstverwaltungseinheiten errichtete oder geregelte juristische Personen erweitern würde und die die Mängel in der Anwendung und Auslegung der Gesetze und Unklarheiten abschaffen würde.

6. Tabellen

6.1. Struktur der Abteilung

Innenministerium

Abteilung Aufsicht und Kontrolle

-Leitung der Abteilung

-Legislative

-Referat Methodik und Koordinierung der Aufsicht

-Referat Kontrolle

-Internes Referat

Adresse : nám Hrdinů 3, 140 21 Praha 4

Telefonnummer: 974 816 411

Fax: 974 816 816

E-mail : odbordk@mvcr.cz
Web: www.mvcr.cz/odk
Kontakte der Abteilung Aufsicht 

	Arbeitsort
	Adresse
	Telefon
	Fax
	 E-mail

	ABTEILUNG AUFSICHT PRAG

	

	Praha
	nám. Hrdinů 3,
140 21 Praha 4 
	974 816 426
	974 816 817
	dozorpha@mvcr.cz

	Kolín
	Karlovo nám. 45,
280 00 Kolín
	321 712 603
	321 712 601
	 

	Mělník
	Tyršova 106,
267 01 Mělník
	315 602 930
	315 602 931
	 

	Rakovník
	Na Sekyře 2123,
269 22 Rakovník
	313 511 643
	313 511 642
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT  ČESKÉ BUDĚJOVICE

	

	České Budějovice
	Mánesova 3a,
370 01 České Budějovice
	387 722 393
	387 722 434
	dozorcb@mvcr.cz

	Písek
	Otakara Ševčíka 1943,
397 01 Písek 
	382 224 895
	382 210 498
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT PLZEŇ

	

	Plzeň
	Radobyčická 20,
301 00 Plzeň
	377 169 435
	377 169 427
	dozorpm@mvcr.cz

	Domažlice
	Paroubkova 228,
334 01 Domažlice
	379 768 166
	379 720 293
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT  KARLOVY VARY

	

	Karlovy Vary
	Sokolovská 730/108a,

360 02 Karlovy Vary


	352 625 199
	352 629 645
	dozorkv@mvcr.cz

	ABTEILUNG AUFSICHT ÚSTÍ NAD LABEM

	

	Ústí nad Labem
	Mírové nám. 36,
400 01 Ústí nad Labem
	974 420 710
	974 427 060
	dozorul@mvcr.cz

	Chomutov
	nám. T.G. Masaryka 1744,
430 24 Chomutov
	474 621 464
	474 621 459
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT HRADEC KRÁLOVÉ

	

	Hradec Králové
	Ulrichovo náměstí 810,
501 01 Hradec Králové
	974 520 715
	974 520 722
	dozorhk@mvcr.cz

	Trutnov
	Horská 5,
541 01 Trutnov
	974 539 511
	974 539 513
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT LIBEREC

	

	Liberec
	nám. Dr. E. Beneše 26,
460 01 Liberec
	974 460 710
	974 460 719
	dozorlb@mvcr.cz

	ABTEILUNG AUFSICHT PARDUBICE

	

	Pardubice
	nám. Republiky 12,
530 02, Pardubice
	466 859 737
	466 859 735
	dozorpu@mvcr.cz

	Ústí nad Orlicí
	Smetanova 43,
562 01 Ústí nad Orlicí
	465 520 379
	465 520 265
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT JIHLAVA

	

	Jihlava
	Tolstého 15,
586 01 Jihlava
	567 300 369 
	567 300 372
	dozorji@mvcr.cz

	Havlíčkův Brod
	Štáflova 2003,
580 01 Havlíčkův Brod
	569 471 147
	569 471 148
	 

	Třebíč
	Masarykovo nám. 116/6,
674 01 Třebíč
	568 805 160
	568 805 160
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT BRNO

	

	Brno
	Anenská 10,
602 00 Brno 2
	974 620 720
	974 620 720
	dozorbm@mvcr.cz

	ABTEILUNG AUFSICHT ZLÍN

	

	Zlín
	třída Tomáše Bati 3792,
760 01 Zlín
	577 012 146
	577 012 145
	dozorzl@mvcr.cz

	Kroměříž
	Husovo nám. 535/21,
767 01 Kroměříž
	573 331 285
	573 332 241
	 

	Uherské Hradiště
	Svatováclavská 568,
686 66 Uh. Hradiště
	572 540 254
	572 550 108
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT OLOMOUC

	

	Olomouc
	Kosmonautů 10,
772 00 Olomouc
	585 510 475
	585 510 446
	dozorol@mvcr.cz

	Šumperk
	M. R. Štefánika 20,
787 13 Šumperk
	583 210 026
	583 210 028
	 

	ABTEILUNG AUFSICHT OSTRAVA 

	

	Ostrava
	Ostrčilova 4/2691,
702 17 Ostrava
	974 720 720
	974 720 729
	dozorov@mvcr.cz


6.2. Statistische Übersichten über die Tätigkeit der Abteilung Aufsicht und Kontrolle der öffentlichen Verwaltung in den Jahren 2004 bis 2007

	STATISTISCHE ÜBERSICHT DER TÄTIGKEIT DER ABTEILUNG AUFSICHT UND KONTROLLE

in den Jahren 2004 bis 2007

	Rechtsvorschriften der Gemeinden
	2007
	2006
	2005
	2004

	Zahl der beurteilten allgemeinverbindlichen Verordnungen (incl. Entwürfe)
	5244
	9548
	16822
	14747

	Zahl der beurteilten Verordnungen (incl. Entwürfe)
	
	449
	1380
	

	Zahl der Behebungsinitiativen (allgemeinverb.Verordnungen)
	787
	1737 / 220
	4268 / 310
	4849

	Zahl der Behebungen (allgemeinverb. Verordnungen)
	488
	1547 / 240
	1987 / 176
	3155

	Beschlüsse und Entscheidungen der Gemeinden im selbstständigen Wirkungskreis
	
	
	
	

	Zahl der beurteilten Akte
	2884
	17685
	36741
	48348

	Zahl der Behebungsinitiativen
	25
	79
	665
	923

	Zahl der Behebungen
	24
	75
	387
	652

	Sonstiges
	
	
	
	

	Zahl der schriftlichen Anfragen der Gemeinden
	3396
	5482
	3175
	1371

	Zahl der persönlichen Konsultationen auf Verlangen der Gemeinden
	3663
	7042
	7028
	10808

	Zahl der schriftlichen Anfragen der Bezirke
	7
	28
	88
	173

	Zahl der persönlichen Konsultationen auf Verlangen der Bezirke
	40
	213
	391
	500

	Zahl der schriftlichen Anfragen anderer Personen
	99
	91
	94
	194

	Zahl der Veranstalltungen auf Verlangen der Gemeinden und Bezirke
	69
	77
	104
	196


6.3. Statistik der Kontrolle des selbstständigen Wirkungskreises

	
	
	

	Űbersicht der häufigsten  Mängel, die bei den Kontrollen des selbstständigen Wirkungskreises festgestellt wurden

	
	
	

	Festgestellte Mängel in der Ausübung des selbstständigen Wirkungskreises 
	Zahl der Gemeinden, wo Gesetz verletzt wurde **
	Die häufigsten Weisen der Gesetzverletzung ***

	Mängel in der Gesetzanwendung gemäß § 16 Abs. 2 des Gemeindegesetzes
	14
	Fristen zur Erledigung der Initiativen und Anmerkungen wurden nicht eingehalten

	
	
	Bei der Verhandlung der Vertretung wurde  Wort nicht erteilt

	
	
	Haushalt wurde vor der Verhandlung der Gemeindevertretung nicht veröffentlicht

	
	
	Gemeindevertretung oder Gemeinderat haben über die Angelegenheiten im selbstständigen Wirkungskreis nicht verhandelt

	Mängel in der Wirtschaftsführung (Immobilien) gemäß § 39 -43 des Gemeindegesetzes
	9
	Vorhaben wurde nicht auf der Amtstafel veröffentlicht

	
	
	über Jahresabschluss oder Bericht über Überprüfung der Wirtschaftstätigkeit der Gemeinde wurde nicht verhandelt

	Mängel in der Anwendung der Zuständigkeit der Gemeindevertretung § 84 - 85 des Gemeindegesetzes
	6
	Eingriffe in die Zuständigkeit des Gemeinderates ( des Bürgermeisters) - Vermietung

	
	
	Mängel in der Konstituierung von Finanz- und Kontrollorganen (§ 84 Abs.2)

	
	
	Mängel in der Abberufung des Vorsitzenden des Finanzausschusses (§ 84 Abs.2 lit.k)

	
	
	Rückzahlung der Forderung mit Fälligkeit über 18 Monate wurde nicht besprochen und nicht zugelassen (§ 85 lit.h)

	Mängel in der Arbeit  der Gemeindevertretung § 92 - 96 des Gesetzes über Gemeinden
	35
	Informationen űber Termine der Sitzungen der Gemeindeorgane wurden auf der Amtstafel nicht veröffentlicht (§ 93 Abs.1)

	
	
	Periodizität der Sitzungen der Gemeindeorgane - mehr als 3 Monate - wurde nicht eingehalten (§ 92 Abs.1)

	
	
	Mängel in Protokollen (fehlende  Zahl der anwesenden Vertretungsmitglieder, Verlauf der Abstimmung, Unterschriften der Begläubiger oder der Bürgermeister § 95 Abs. 1)

	
	
	Ersatzsitzug der Gemeindevertretung wurde nicht einberufen (§ 92 Abs. 3)

	
	
	Sitzung der Gemeindevertretung wurde bei Anwesenheit unter 50 % nicht beendet (§ 92 Abs. 3)

	
	
	Geschäftsordnung, event. Bestimmungen in der Geschäftsordnung, die im Widerspruch mit Gemeindegesetz sind, wurde nicht erlassen (§96)

	Sonstiges
	21
	Mängel in der Erledigung von Petitionen

	
	
	Mängel in der Erteilung von Informationen

	
	
	Mängel in der Erledigung von Beschwerden

	
	
	Amtstafel

	
	
	

	
	
	

	Erläuterungen:
	
	

	
	
	

	* Mängel, die bei den Kontrollen des selbstständigen Wirkungskreises der Gemeinden festgestellt wurden, werden in zwei zusammenhängende Gruppen geteilt

	** Zahl der Gemeinden, wo bestimmte Gruppe von Mängel festgestellt wurde

	*** Einzelne Formen der Mängel
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